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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/2417 — 

Stopp der Kohleimporte aus Südafrika 


A. Problem 

Aufforderung an die Bundesregierung, die Einfuhr von Stein- 
kohle aus der Republik Südafrika in die Bundesrepublik 
Deutschland generell zu untersagen. 


B. Lösung 

Die Mehrheit im Ausschuß lehnt den Antrag ab, da erfah- 
rungsgemäß Wirtschaftsboykottmaßnahmen regelmäßig um- 
gangen werden, Gegendruck erzeugen, Konfliktlösungen er- 
schweren und im besonderen Fall die Bergleute in Südafrika 

— überwiegend Angehörige des schwarzen Bevölkerungsteils 

— treffen würden. 

Große Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Eine Minderheit besteht auf Annahme des Antrags. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 10/2417 — abzulehnen. 

Bonn, den 23. Januar 1986 
Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Müller (Wadern) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Müller (Wadern) 


I. 

Der Antrag wurde in der 144. Sitzung am 14. Juni 
1985 zur federführenden Beratung an den Ausschuß 
für Wirtschaft und zur Mitberatung an den Auswär- 
tigen Ausschuß überwiesen. 


II. 

Inhalt des Antrags ist die Aufforderung an' die Bun- 
desregierung, schnellstmöglich die Einfuhr südafri- 
kanischer Steinkohle in die Bundesrepublik 
Deutschland generell zu untersagen. 

Der Antrag wird damit begründet, daß die Regie- 
rung der Republik Südafrika sowohl von der Voll- 
versammlung der Vereinten Nationen wie dem Si- 
cherheitsrat in zahlreichen Resolutionen wegen ih- 
rer Verbrechen gegen die Menschlichkeit und den 
Frieden verurteilt worden sei. Dies sei auch wegen 
der fortgesetzten illegalen Besetzung Namibias der 
Fall, seitdem die UN- Vollversammlung das Mandat 
der Republik Südafrika im Jahre 1966 aufgehoben 
habe. Es sei daher notwendig, Sanktionen gegen die 
Republik Südafrika zu treffen. 

Die Bundesrepublik Deutschland sei heute der 
wichtigste Handelspartner Südafrikas. Den Koh- 
leimporten in die Bundesrepublik Deutschland 
komme eine stetig wachsende Bedeutung zu. Die 
Importe hätten sich von 1973 bis 1983 mehr als ver- 
fünffacht. Die Steinkohleimporte aus der Republik 
Südafrika stabilisierten jedoch nicht nur die Regie- 
rung, sie unterstützten auch inhumane Zustände im 
südafrikanischen Bergbau. 

Der Verzicht auf den Import von Steinkohle aus der 
Republik Südafrika würde überdies kurzfristig Ar- 
beitsplätze im heimischen Steinkohlenbergbau si- 
chern helfen. 


III. 

Der mitberatende Auswärtige Ausschuß hat in sei- 
ner Sitzung am 11. September 1985 mehrheitlich bei 
einer Gegenstimme und vier Enthaltungen be- 
schlossen, den Antrag abzulehnen. 


IV. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in sei- 
ner 54. Sitzung am 22. Januar 1986 beraten. 

Die Antragsteller haben auf die unzumutbaren Ar- 
beits- und Lohnbedingungen im Bergbau in der Re- 
publik Südafrika und mangelnde Sicherheitsvor- 
kehrungen gegen Unfälle hingewiesen. Viele inter- 
nationale Organisationen hätten sich für Wirt- 


schaftsboykottmaßnahmen gegen die Republik 
Südafrika ausgesprochen, um die genannten Zu- 
stände zu ändern und die Regierung der Republik 
Südafrika zu veranlassen, ihre Apartheidspolitik zu 
ändern. Durch einen entsprechenden Druck des Re- 
präsentantenhauses in den Vereinigten Staaten von 
Amerika hätte sich bereits das Investitionsklima in 
der Republik Südafrika verschlechtert. Dieser 
Druck werde durch Wirtschaftsboykottmaßnahmen 
der Bundesregierung verstärkt werden. Meinungs- 
umfragen in der Republik Südafrika bestätigten, 
daß eine Mehrheit des schwarzen Bevölkerungs- 
teils akzeptiere, daß diese zunächst Opfer zu tragen 
habe. 

Bereits anläßlich der Einbringung des Antrags im 
Deutschen Bundestag ist dargelegt worden, daß die 
Arbeitsbedingungen in den Kohlegruben Süd- 
afrikas nicht an den Vorstellungen orientiert seien, 
die in der Bundesrepublik Deutschland bestünden. 
Sie unterschieden sich jedoch in Südafrika nicht 
signifikant von denen in anderen schwarz afrikani- 
schen Staaten. Würden nach der Situation der Men- 
schenrechte oder anderen Gesichtspunkten Wirt- 
schaftsboykottmaßnahmen praktiziert, würden 
die Wirtschaftsbeziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland in relativ kurzer Zeit auf eine über- 
schaubare Zahl von Staaten reduziert. 

Auch die große Mehrheit im Ausschuß hat darge- 
legt, daß sie die Apartheid entschieden ablehne. Sie 
widerspreche elementaren freiheitlich-demokrati- 
schen Grundwerten. In der Republik Südafrika sei 
ein rascher und friedlicher innerer Wandel notwen- 
dig. Notwendig sei im südafrikanischen Raum eine 
zielstrebige Friedenspolitik, die die Geltung der völ- 
kerrechtlichen Prinzipien staatlicher Souveränität 
und territorialer Integrität unterstreiche. Auf diese 
Weise sollte dazu beigetragen werden, die Konflikte 
zu entschärfen und Voraussetzungen für eine ge- 
rechte und dauerhafte Gesellschafts- und Verfas- 
sungsordnung zu schaffen. Dabei komme es darauf 
an, die Hauptursachen zu beseitigen, aus denen sich 
die tiefgreifenden Spannungen im südlichen Afrika 
ergeben hätten. 

Dem vorgeschlagenen politischen Instrument 
könne jedoch nicht zugestimmt werden. Hierbei 
handele es sich um einen selektiven Importstopp 
für ein einzelnes Produkt. Notwendig sei nicht eine 
Politik der Sanktionen, sondern des kritischen Dia- 
logs. Daraus habe sich bereits die Folge ergeben, 
daß die südafrikanische Unternehmerschaft die ei- 
gene Regierung zu Reformen dränge. Erste Anzei- 
chen seien die geplanten Neuregelungen der Frei- 
zügigkeits- und Niederlassungsrechte. Noch im Fe- 
bruar 1986 sollen weitere politische Reformen vor- 
gestellt werden. Der EG-Verhaltenskodex für deut- 
sche Unternehmen und ihre Tochtergesellschaften 
in der Republik Südafrika sei verschärft worden. Er 


3 



Drucksache 10/4754 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


führe fortwährend zu Verbesserungen für die 
schwarzeifrikanischen Arbeitnehmer. 

Grundsätzlich steht die Mehrheit des Ausschusses 
Beschränkungen des internationalen Wirtsch€ifts- 
verkehrs zur Durchsetzung außenpolitischer Ziele 
skeptisch gegenüber. Sie seien nach der bisherigen 
Erfahrung wirkungslos, da sie regelmäßig umgan- 
gen würden. Zudem riefen sie eine Verhärtung her- 
vor, träfen allenfalls die Schwächsten und er- 
schwerten Konfliktlösungen. Die Bundesrepublik 
Deutschland als hoch industrialisiertes und zu- 
gleich rohstoffarmes Land sei an einem funktionie- 
renden freien Welthandel interessiert. 

Das 1977 beschlossene Waffenembargo des UN-Si- 
cherheitsrates werde von der Bundesregierung 
strikt eingehalten. Genehmigungen für die Ausfuhr 
von Waren, die unter das Embargo fielen, würden 
nicht erteilt. Auch die Entschließung des Sicher- 
heitsrates vom 27. Juli 1985 werde von der Bundes- 
regierung entsprechend der geltenden Rechtsord- 
nung beachtet. Die Bundesregierung genehmige — 
entgegen den Behauptungen in der Begründung 
des Antrags — die Ausfuhr von nuklearen Ausrü- 
stungen xmd nuklearem Material in die Republik 
Südafrika nicht. 

Nach Auffassung der Mehrheit im Ausschuß sei 
nicht zu erwarten, daß ein solches Verbot der Ein- 
fuhr von Kohle aus Südafrika die politische Ent- 
wicklung in diesem Staat in dem gewünschten 
Sinne beeinflussen würde. Ein Verbot der Einfuhr 
von Steinkohle aus Südafrika würde die politischen 
Ziele nicht näherbringen, es würde allenfalls die 
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Arbeitslosigkeit unter den Bergleuten in Südafrika 
— überwiegend Angehörige des schwarzen Bevöl- 
kerungsteils — weiter erhöhen. Es sei nicht zu be- 
streiten, daß die Arbeitsbedingungen in den Koh- 
legruben der Republik Südafrika nicht zufrieden- 
stellend seien. Ein Kohleembargo würde hieran je- 
doch nach den bisherigen Erfahrungen nichts än- 
dern. Darüber hinaus würde eine Verstärkung der 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten aus der nun schon 
zwei Jahre andauernden wirtschaftlichen Rezes- 
sion in der Republik Südafrika die sich ausbrei- 
tende kriminelle Gewalttätigkeit nur weiter entfa- 
chen. 

Die Behauptung im Antrag der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN, daß ein Verzicht auf die Einfuhr südafrikani- 
scher Steinkohle Arbeitsplätze im einheimischen 
Kohlebergbau sichern würde, treffe nicht zu. Im 
Rahmen der Kontingente, die durch die Einfuhrre- 
gelung für Kohle aus Drittländern festgelegt seien, 
könnten die Importeure oder Verbraucher die Im- 
portkohle aus Ländern ihrer Wahl beziehen. Ein 
Verzicht avd Bezüge aus Südafrika würde bei dem 
auf dem Weltkohlemarkt bestehenden Angebot 
durch entsprechend höhere Bezüge aus anderen 
Drittländern ausgeglichen werden, nicht aber zu ei- 
ner Steigerung der inländischen Produktion und 
damit einer Steigerung der Beschäftigung im deut- 
schen Bergbau führen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat daher mit großer 
Mehrheit bei drei Gegenstimmen beschlossen, dem 
Deutschen Bundestag zu empfehlen, den Antrag ab- 
zulehnen. 


Müller (Wadern) 

Berichterstatter 
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